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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. Juni 1985 und dem Beschluß 
vom 11. Juni 1985 über den Beitritt des Königreichs Spanien und der 
Portugiesischen Republik zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, zur 
Europäischen Atomgemeinschaft und zur Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 
— Drucksachen 10/3790, 10/3803 — 

hier: Stellungnahme des Bundesrates vom 27. September 1985 

Der Bundesrat hat in seiner 554. Sitzung am 
27. September 1985 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf 
wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat begrüßt die erfolgreiche Beendigung 
der Verhandlungen und den Abschluß des Ver-
trages über den Beitritt des Königreichs Spanien 
und der Portugiesischen Republik zu den Europäi-
schen Gemeinschaften. Er sieht hierin einen wirk-
samen Beitrag zur dauerhaften Stabilisierung der 
demokratischen Verhältnisse und zur Förderung 
der wirtschaftlichen Entwicklung in diesen Län-
dern. 

Der Bundesrat verkennt nicht, daß der Beitritt 
Spaniens und Portugals neben positiven Auswir-
kungen auch Probleme schafft, die zu den schon 
bestehenden Schwierigkeiten in der Gemeinschaft 
hinzutreten oder sie verschärfen. Das gilt beson-
ders für den landwirtschaftlichen, den fischwirt-
schaftlichen, den sozialen, den finanziellen und den 

institutionellen Bereich. Er fordert die Bundesre-
gierung insbesondere auf, bei der Ausgestaltung 
der gemeinsamen Politiken der Zwölfergemein-
schaft darauf hinzuwirken, daß unter Berücksichti-
gung auch der Interessen der bisherigen Mitglied-
staaten 

— der Gefahr einer weiteren Überschußproduktion 
an landwirtschaftlichen Erzeugnissen des Mit-
telmeerraumes (Wein, Olivenöl) wirksam begeg-
net wird; 

— die finanzielle Mehrbelastung der Gemeinschaft 
zu einer Änderung der Ausgabenprioritäten 
führt, um ein Überschreiten des festgelegten er-
weiterten Rahmens der eigenen Einnahmen der 
Gemeinschaft zu vermeiden; 

— der Entscheidungsprozeß in den Organen der 
Gemeinschaft durch den Beitritt der neuen Mit-
glieder nicht erschwert, sondern durch eine ver-
traglich anzustrebende Verbesserung des Be-
schlußfassungsverfahrens erleichtert wird. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers — 14 (41) — 680 03 — Eu 41/85 — vom 1. Oktober 1985. 
Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates wird nachgereicht. 




